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VORGESCHICHTE Seit Beginn der 1990er-Jahre sind verschiedene Vorlagen über die Fort-
pflanzungsmedizin, Transplantationen und Stammzellenforschung in 
Volksabstimmungen angenommen worden (siehe Abstimmungen 378, 
450, 462 und 516). Dies führt dazu, dass das Parlament den Bundesrat 
2003 mit einer Motion der ständerätlichen Kommission für Wissen-
schaft, Bildung und Kultur beauftragt, eine Verfassungsbestimmung zur 
Forschung am Menschen auszuarbeiten. 

2007 legt der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft für einen ent-
sprechenden Verfassungsartikel vor. Auf der Grundlage dieser geplanten 
Verfassungsänderung soll ein schon lange gefordertes Humanfor-
schungsgesetz erarbeitet werden. Der Verfassungsartikel soll dabei die 
uneinheitlichen Vorschriften, welche sowohl auf Bundes- als auch auf 
Kantonsebene vorhanden sind, ersetzen. Er enthält zentrale Grundsätze, 
welche bei der Forschung am Menschen beachtet werden sollen. In ers-
ter Linie sollen die Würde und Persönlichkeit des Menschen in der For-
schung – unter Berücksichtigung der Forschungsfreiheit und der Bedeu-
tung der Forschung für Gesundheit und Gesellschaft – geschützt werden. 
Zum anderen soll die Verfassung dem Bund die Kompetenz erteilen, die 
Forschung am Menschen in einem speziellen Bundesgesetz zu regeln. 

Die Vorlage wird zuerst im Nationalrat behandelt. Umstritten ist vor al-
lem, wie detailliert der Verfassungsartikel sein soll. Gegen die Stimmen 
der Fraktionen von SP und CVP wird schliesslich der Antrag einer Kom-
missionsminderheit angenommen, der die Beschränkung der Verfas-
sungsbestimmung auf eine reine Kompetenznorm verlangt. Der Stände-
rat kehrt hingegen weitgehend zur ursprünglichen Version des Bundes-
rats zurück und will mit dem neuen Artikel nicht nur die Kompetenz für 
Gesetze erteilen, sondern die Grundsätze für die Forschung am Men-
schen bereits im Verfassungsartikel selbst festlegen. Er entscheidet je-
doch, diese Grundsätze auf die biomedizinische Forschung zu beschrän-
ken, und zerstreut damit Bedenken aus sozial- und geisteswissenschaft-
lichen Kreisen, die eine Behinderung der sozialwissenschaftlichen For-
schung befürchtet hatten. Der Nationalrat schwenkt schliesslich auf 
diese Kompromisslösung ein. In der Schlussabstimmung wird das Ge-
schäft im Nationalrat gegen den Widerstand der SVP und Teilen von SP 
und Grünen mit 114 zu 61 Stimmen bei 18 Enthaltungen angenommen, den 
Ständerat passiert es einstimmig mit 40 Ja-Stimmen. 

GEGENSTAND Mit dem neuen Artikel 118b der Bundesverfassung wird der Bund ermäch-
tigt, Vorschriften zum Schutz der Würde und Persönlichkeit in der For-
schung am Menschen zu erlassen. Zudem werden Grundsätze zugunsten 
der Aufklärung und des Schutzes der teilnehmenden Personen sowie der 
wissenschaftlichen Freiheit festgeschrieben. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Die meisten Parteien sowie Forschungsvertreterinnen und -vertreter 
stellen sich im Abstimmungskampf hinter die Vorlage. Sie weisen darauf 
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hin, wie wichtig einheitliche Rahmenbedingungen für die Forschung in 
der Schweiz seien. 

Einzig die SVP und die EDU sprechen sich gegen den Verfassungsartikel 
aus, wobei sechs SVP-Kantonalsektionen von der Parole der Mutterpartei 
abweichen. Die Gegnerinnen und Gegner bekämpfen den Artikel, weil 
dieser ihrer Ansicht nach der biologischen und medizinischen Forschung 
zu enge Grenzen setze und daher forschungsfeindlich sei. 

Die Grünen schliesslich beschliessen Stimmfreigabe. Sie haben Vorbe-
halte, weil ihnen der Schutz der Betroffenen zu wenig weit geht, lässt 
doch die neue Bestimmung Forschung an kleinen Kindern, geistig behin-
derten oder anderen nicht urteilsfähigen Menschen auch dann zu, wenn 
diese aus den Forschungsprojekten keinen unmittelbaren Nutzen haben. 
Von den Kantonalsektionen der Grünen schliessen sich vier dem Ja-Lager 
an, eine dem Nein-Lager. 

ERGEBNIS In der Abstimmung vom 7. März 2010 sprechen sich 77,2 % der Stimmen-
den für den Verfassungsartikel aus. Die Zustimmung ist in den West-
schweizer Kantonen Genf, Waadt und Neuenburg mit über 80% am 
höchsten und in den Deutschschweizer Kantonen Schaffhausen, Schwyz 
und Uri mit etwas über 65% am tiefsten. 

In der Vox-Analyse (Lloren et al. 2010) zeigt sich, dass politische und so-
ziodemografische Faktoren geringeren Einfluss auf den Stimmentscheid 
hatten als weltanschauliche. Befürwortet wurde der Artikel vor allem von 
Personen, welche sich zu einer modernen, offenen Schweiz bekennen. In 
parteipolitischer Hinsicht war die Zustimmung unter CVP- und FDP-Sym-
pathisanten am höchsten, unter SVP-Wählern am geringsten. Ja-Stim-
mende begründeten ihren Entscheid vor allem mit der Bedeutung bio-
medizinischer Tests für den wissenschaftlichen Fortschritt und mit dem 
Bedürfnis nach einer landesweit einheitlichen Regelung. Für Nein-Stim-
mende waren meist ethische Bedenken ausschlaggebend. 
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